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angehöriger

2 5 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Landesverteidigung vom 30. Juli 1965,
mit der die Militärluftfahrt-Personalverord-

nung geändert wird

Auf Grund des § 57 des Luftfahrtgesetzes,
BGBl. Nr. 253/1957, wird verordnet:

Artikel I

Die Militärluftfahrt-Personalverordnung,
BGBl. Nr. 97/1960, wird geändert wie folgt:

1. Dem § 16 ist als neuer Abs. 7 anzufügen:

„(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 3 bis 6
finden auch auf das militärische Bordpersonal
und das im § 11 Abs. 1, C, angeführte sonstige
militärische Luftfahrtpersonal sinngemäß An-
wendung. In diesem Falle besteht der Fachsenat
aus dem Befehlshaber der Luftstreitkräfte als
Vorsitzenden, dem leitenden Sanitätsoffizier der
Luftstreitkräfte und einem vom Befehlshaber der
Luftstreitkräfte zu bestimmenden Offizier, der
besondere Kenntnisse aus dem Fachgebiet des zu
Beurteilenden aufweist."

2. § 37 Abs. 2 hat wie folgt zu lauten:
„(2) Der Prüfungswerber hat sodann
a) einen Instrumentenflug ohne Sicht in der

Dauer von mindestens 90 Minuten und
b) zwei Platzanflüge unter Anwendung ver-

schiedener Navigationsmittel und Navi-
gationsverfahren

durchzuführen."
Artikel II

Diese Verordnung tritt am 15. August 1965 in
Kraft.

Prader

2 5 2 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 23. Juli 1965 über den Beitritt

Maltas zur Satzung des Europarates
Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs

des Europarates hat seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 150/1963 Malta am 29. April 1965
seine Beitrittsurkunde zur Satzung des Europa-
rates, BGBl. Nr. 121/1956 in der Fassung der
Kundmachung BGBl. Nr. 151/1963, hinterlegt.

Klaus

2 5 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 23. Juli 1965 über die Abänderung
des Artikels 26 der Satzung des Europarates

Artikel 26 der Satzung des Europarates, BGBl. Nr. 121/1956 in der Fassung der Kundmachung
BGBL Nr. 151/1963, hat zu lauten wie folgt:

(Übersetzung)

„ARTIKEL 26

Die Mitglieder haben An-
spruch auf die nachstehend an-
gegebene Zahl von Sitzen:
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Gemäß Artikel 41 Absatz d der Satzung ist der abgeänderte Wortlaut des Artikels 26 der
Satzung am 24. Mai 1965 in Kraft getreten.

Klaus

2 5 4 . Notenwechsel über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht zwischen Österreich
und Tunesien

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
IN ITALIEN
ZL 5081-A/65

Rom, den 28. Juni 1965
Exzellenz!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung bereit
ist, mit der tunesischen Regierung auf Grund der
Gegenseitigkeit ein Abkommen über Befreiung
der Angehörigen unserer beiden Länder von der
Sichtvermerkspflicht abzuschließen.

Ich schlage Eurer Exzellenz vor, nachstehen-
den Text anzunehmen:

Artikel 1

Österreichische und tunesische Staatsange-
hörige, die einen von den zuständigen Behörden
ihres Landes ausgestellten gültigen Reisepaß be-
sitzen, dürfen zu einem nicht Erwerbszwecken
dienenden Aufenthalt sichtvermerksfrei in das
Gebiet des anderen Vertragsstaates einreisen und
sich dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder
für einen drei Monate übersteigenden Aufent-
halt im Gebiet des anderen Vertragsstaates ist
ein Sichtvermerk erforderlich.
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Artikel 3

Die zuständigen Behörden eines jeden Ver-
tragsstaates sind berechtigt, Personen, die sie als
unerwünscht ansehen oder die gegen die vor-
stehenden Bestimmungen verstoßen, die Einreise
in ihr Land oder den Aufenthalt in demselben
zu verweigern.

Artikel 4

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung
oder Gesundheit die Durchführung dieses Ab-
kommens vorübergehend aussetzen.

Die Aussetzung ist dem anderen Vertragsstaat
unverzüglich auf diplomatischem Wege mitzu-
teilen.

Artikel 5
Dieses Abkommen tritt am 1. August 1965 in

Kraft.
Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses

Abkommen unter Beachtung einer dreimonatigen
Frist aufkündigen.

Falls die tunesische Regierung bereit ist, ein
Abkommen auf Grund der obigen Bestimmun-
gen zu schließen, so wird diese Note und die
analog an die österreichische Botschaft gerichtete
Note der tunesischen Botschaft als ein Abkommen
zwischen den beiden Regierungen gelten, das zu
dem in diesem Artikel vorgesehenen Datum in
Kraft treten wird.

Ich bitte Eure Exzellenz, den Ausdruck meiner
vorzüglichen Hochachtung zu genehmigen.

Löwenthal m. p.

Seiner Exzellenz
Botschafter Tawfik T o r g e m a n

Rom

AMBASCIATA DI TUNISIA
ROMA

Zl. ATR. 153
Rom, den 28. Juni 1965

Exzellenz!

Unter Bezugnahme auf die Note der öster-
reichischen Botschaft, Zl. 5081-A/65 vom
28. Juni 1965 beehre ich mich, Eurer Exzellenz
mitzuteilen, daß die tunesische Regierung bereit
ist, mit der österreichischen Regierung auf
Grund der Gegenseitigkeit ein Abkommen über
Befreiung der Angehörigen unserer beiden Län-
der von der Sichtvermerkspflicht abzuschließen.

Ich schlage Eurer Exzellenz vor, nachstehen-
den Text anzunehmen:

Artikel 1

Tunesische und österreichische Staatsange-
hörige, die einen von den zuständigen Behörden
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ihres Landes ausgestellten gültigen Reisepaß be-
sitzen, dürfen zu einem nicht Erwerbszwecken
dienenden Aufenthalt sichtvermerksfrei in das
Gebiet des anderen Vertragsstaates einreisen und
sich dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder
für einen drei Monate übersteigenden Aufenthalt
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ist ein
Sichtvermerk erforderlich.

Artikel 3

Die zuständigen Behörden eines jeden Ver-
tragsstaates sind berechtigt, Personen, die sie als
unerwünscht ansehen oder die gegen die vor-
stehenden Bestimmungen verstoßen, die Einreise
in ihr Land oder den Aufenthalt in demselben
zu verweigern.

Artikel 4

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung
oder Gesundheit die Durchführung dieses Ab-
kommens vorübergehend aussetzen. Die Aus-
setzung ist dem anderen Vertragsstaat unverzüg-
lich auf diplomatischem Wege mitzuteilen.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt am 1. August 1965
in Kraft.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses
Abkommen unter Beachtung einer dreimonatigen
Frist aufkündigen.

Falls die österreichische Bundesregierung bereit
ist, ein Abkommen auf Grund der obigen Be-
stimmungen zu schließen, so wird diese Note
und die analog an die tunesische Botschaft ge-
richtete Note der österreichischen Botschaft als
ein Abkommen zwischen den beiden Regierun-
gen gelten, das zu dem in diesem Artikel vor-
gesehenen Darum in Kraft treten wird.

Ich bitte Eure Exzellenz, den Ausdruck meiner
vorzüglichen Hochachtung zu genehmigen.

Torgeman m. p.

Seiner Exzellenz
Botschafter Max L ö w e n t h a l - C h l u m e c k y

R o m

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen tri t t gemäß seinem Artikel 5 am 1. August
1965 in Kraft.

Klaus
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2 5 5 . Notenwechsel betreffend den Abschluß eines Abkommens zwischen Österreich und
Tunesien über die Heimbeförderung tunesischer und österreichischer Staatsangehöriger

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
IN ITALIEN
Zl. 5082-A/65

Rom, den 28. Juni 1965
Exzellenz!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung bereit
ist, mit der tunesischen Regierung auf Grund
der Gegenseitigkeit ein Abkommen über die
Heimbeförderung tunesischer und österreichi-
scher Staatsangehöriger abzuschließen.

Ich schlage Eurer Exzellenz vor, nachstehenden
Text anzunehmen:

Artikel 1

Die Republik Tunesien verpflichtet sich, auf
ihre Kosten tunesische Staatsangehörige und Per-
sonen, die zwar die tunesische Staatsangehörig-
keit nicht besitzen, aber auf Grund eines ihnen
von den zuständigen tunesischen Behörden
ordnungsgemäß ausgestellten Reisepasses in das
Gebiet der Republik Österreich eingereist sind,
heimzubefördern.

Artikel 2

Das Verlangen auf Heimbeförderung einer in
Artikel 1 genannten Person wird vom Bundes-
ministerium für Inneres unmittelbar an die für
Österreich zuständige tunesische Vertretungs-
behörde gerichtet. Diese wird innerhalb einer
Frist von zwei Monaten der ersuchenden öster-
reichischen Behörde die für die Heimbeförderung
erforderlichen Reisedokumente, versehen mit
allenfalls nötigen Durchreisesichtvermerken, zur
Verfügung stellen und der Republik Österreich
sämtliche Kosten, die aus der Heimbeförderung
erwachsen sind, innerhalb von sechs Monaten ab
dem Zeitpunkt der Heimbeförderung ersetzen.

Artikel 3

Die Republik Österreich verpflichtet sich, auf
ihre Kosten österreichische Staatsbürger und Per-
sonen, die zwar die österreichische Staatsbürger-
schaft nicht besitzen, aber auf Grund eines ihnen
von den zuständigen österreichischen Behörden
ordnungsgemäß ausgestellten Reisepasses in das
Gebiet der Republik Tunesien eingereist sind,
heimzubefördern.

Artikel 4

Das Verlangen auf Heimbeförderung einer in
Artikel 3 genannten Person wird vom Secré-
tariat d'Etat à l'Intérieur unmittelbar an die für
Tunesien zuständige österreichische Vertretungs-
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behörde gerichtet. Diese wird innerhalb einer
Frist von zwei Monaten der ersuchenden tune-
sischen Behörde die für die Heimbeförderung
erforderlichen Reisedokumente, versehen mit
allenfalls nötigen Durchreisesichtvermerken, zur
Verfügung stellen und der Republik Tunesien
sämtliche Kosten, die aus der Heimbeförderung
erwachsen sind, innerhalb von sechs Monaten
ab dem Zeitpunkt der Heimbeförderung er-
setzen.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt am 1. August 1965 in
Kraft. Jeder der beiden Vertragsstaaten kann
dieses Abkommen unter Beachtung einer drei-
monatigen Frist aufkündigen.

Falls die tunesische Regierung bereit ist, ein
Abkommen auf Grund der obigen Bestimmun-
gen zu schließen, so wird diese Note und die
analog an die österreichische Botschaft gerichtete
Note der tunesischen Botschaft als ein Abkom-
men zwischen den beiden Regierungen gelten,
das zu dem in diesem Artikel vorgesehenen
Datum in Kraft treten wird.

Ich bitte Eure Exzellenz, den Ausdruck meiner
vorzüglichen Hochachtung zu genehmigen.

Löwenthal m. p.

Seiner Exzellenz
Botschafter Tawfik T o r g e m a n

Rom

AMBASCIATA DI TUNISIA
ROMA

Zl. ATR. 154

Rom, den 28. Juni 1965

Exzellenz!

Unter Bezugnahme auf die Note der öster-
reichischen Botschaft, Zl. 5082-A/65, vom
28. Juni 1965 beehre ich mich, Eurer Exzellenz
mitzuteilen, daß die tunesische Regierung bereit
ist, mit der österreichischen Regierung auf
Grund der Gegenseitigkeit ein Abkommen über
die Heimbeförderung tunesischer und öster-
reichischer Staatsangehöriger abzuschließen.

Ich schlage Eurer Exzellenz vor, nachstehen-
den Text anzunehmen:

Artikel 1

Die Republik Österreich verpflichtet sich, auf
ihre Kosten österreichische Staatsangehörige und
Personen, die zwar die österreichische Staats-
angehörigkeit nicht besitzen, aber auf Grund
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eines ihnen von den zuständigen österreichischen
Behörden ordnungsgemäß ausgestellten Reise-
passes in das Gebiet der Republik Tunesien ein-
gereist sind, heimzubefördern.

Artikel 2

Das Verlangen auf Heimbeförderung einer
in Artikel 1 genannten Person wird vom Secré-
tariat d'Etat à l'Intérieur unmittelbar an die für
Tunesien zuständige österreichische Vertretungs-
behörde gerichtet. Diese wird innerhalb einer
Frist von zwei Monaten der ersuchenden tune-
sischen Behörde die für die Heimbeförderung
erforderlichen Reisedokumente, versehen mit
allenfalls nötigen Durchreisesichtvermerken, zur
Verfügung stellen und der Republik Tunesien
sämtliche Kosten, die aus der Heimbeförderung
erwachsen sind, innerhalb von sechs Monaten
ab dem Zeitpunkt der Heimbeförderung er-
setzen.

Artikel 3

Die Republik Tunesien verpflichtet sich, auf
ihre Kosten tunesische Staatsbürger und Per-
sonen, die zwar die tunesische Staatsbürgerschaft
nicht besitzen, aber auf Grund eines ihnen von
den zuständigen tunesischen Behörden ordnungs-
gemäß ausgestellten Reisepasses in das Gebiet
der Republik Österreich eingereist sind, heim-
zubefördern.

Artikel 4

Das Verlangen auf Heimbeförderung einer in
Artikel 3 genannten Person wird vom Bundes-
ministerium für Inneres unmittelbar an die für
Österreich zuständige tunesische Vertretungs-
behörde gerichtet. Diese wird innerhalb einer
Frist von zwei Monaten der ersuchenden öster-
reichischen Behörde die für die Heimbeförderung
erforderlichen Reisedokumente, versehen mit
allenfalls nötigen Durchreisesichtvermerken, zur
Verfügung stellen und der Republik Österreich
sämtliche Kosten, die aus der Heimbeförderung
erwachsen sind, innerhalb von sechs Monaten ab
dem Zeitpunkt der Heimbeförderung ersetzen.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt am 1. August 1965 in
Kraft.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses
Abkommen unter Beachtung einer drei-
monatigen Frist aufkündigen.

Falls die österreichische Regierung bereit ist,
ein Abkommen auf Grund der obigen Bestim-
mungen zu schließen, wird diese Note und die
analog an die tunesische Botschaft gerichtete
Note der österreichischen Botschaft als ein Ab-
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kommen zwischen den beiden Regierungen
gelten, das zu dem in diesem Artikel vorge-
sehenen Datum in Kraft treten wird.

Ich bitte Eure Exzellenz, den Ausdruck meiner
vorzüglichen Hochachtung zu genehmigen.

Torgeman m. p.

Seiner Exzellenz
Botschafter Max L ö w e n t h a l - C h l u m e c k y

Rom

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 1. August
1965 in Kraft.

Klaus


